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Rechtsverordnungen

Rechtsverordnung
zur Besoldung

bei begrenzter Dienstfähigkeit
(BD-RVO)

Vom 13. Januar 2015
Der Evangelische Oberkirchenrat erlässt gem. § 6 a
Abs. 2 Pfarrbesoldungsgesetz folgende Rechtsver-
ordnung:

§ 1
Zuschlag

Der nicht ruhegehaltfähige Zuschlag nach § 6 a
Abs. 2 Pfarrbesoldungsgesetz beträgt 50 Prozent des
Unterschiedsbetrages zwischen den aufgrund des
Teildienstes gekürzten Dienstbezügen und den
Dienstbezügen, die die begrenzt dienstfähige Person
bei Vollzeitbeschäftigung erhalten würde.

§ 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,

Übergangsregelung
(1)  Diese Rechtsverordnung tritt zum 1. Februar 2015
in Kraft.
(2)  Die Regelung in § 1 ist für die Zeit ab dem 1. Ja-
nuar 2014 rückwirkend anzuwenden, wenn:
1. die Person zum 1. Februar 2015 auf ihren Antrag

hin Teilzeitbeschäftigung ausübt, ohne dass zuvor
eine begrenzte Dienstfähigkeit festgestellt wurde,

2. der Antrag auf rückwirkende Berücksichtigung
spätestens bis zum 31. Dezember 2015 gestellt
wurde,

3. amtsärztlich festgestellt wird, dass bereits für einen
vor dem 1. Februar 2015 liegenden Zeitpunkt eine
begrenzte Dienstfähigkeit vorlag, die die Depu-
tatsreduzierung rechtfertigt,

4. die begrenzte Dienstunfähigkeit seit diesem Zeit-
punkt ununterbrochen vorlag und auch für die Zu-
kunft festgestellt werden kann.

Die Rückwirkung tritt frühestens zu dem Zeitpunkt
ein, zu welchem die begrenzte Dienstfähigkeit amts-
ärztlich festgestellt wurde.
(3)  Die Rechtsverordnung zur Höhe eines nicht ruhe-
gehaltfähigen Zuschlages im Fall der begrenzten
Dienstfähigkeit (BD-RVO) vom 21. Juli 2009 (GVBl.
S. 110) tritt zum 1. Januar 2014 außer Kraft.

__________________________________

K a r l s r u h e ,  den 13. Januar 2015
Der Landesbischof

P r o f .  D r .  J o c h e n
C o r n e l i u s - B u n d s c h u h

Rechtsverordnung
über die Bereitstellung,

Bewirtschaftung
und Ausstattung

der Dienstwohnung
von Pfarrerinnen und Pfarrern

sowie der mit einer Dienstwohnung
verbundenen amtlichen Räume
- Pfarrdienstwohnung-RVO -

(PfDw-RVO)
Vom 13. Januar 2015

Der Evangelische Oberkirchenrat erlässt gemäß § 11
Abs. 5 Nr. 2 und § 13 Abs. 1 Pfarrbesoldungsgesetz
folgende Rechtsverordnung:
Abschnitt I. Grundlagen
§ 1 Anwendungsbereich
§ 2 Begriffe
§ 3 Nutzerinnen und Nutzer
§ 4 Mitnutzende Personen
§ 5 Genehmigungspflicht
Abschnitt II. Bereitstellung der Dienstwohnung
§ 6 Bereitstellung der Dienstwohnung
§ 7 Zuweisung der Dienstwohnung
§ 8 Einweisung in die Dienstwohnung
§ 9 Stillgelegte Räume
§ 10 Anmietung einer Dienstwohnung
§ 11 Ansprüche der Kirchengemeinde
§ 12 Untervermietung
Abschnitt III. Standard der Dienstwohnung
§ 13 Größe und Ausstattung der Dienstwohnung
Abschnitt IV. Verpflichtungen der Nutzerin bzw.
des Nutzers
§ 14 Schonender Gebrauch
§ 15 Verkehrssicherungspflicht
§ 16 Haftung
§ 17 Kleinreparaturen, Schönheitsreparaturen
§ 18 Hausgarten
Abschnitt V. Betriebskosten
§ 19 Begriff der Betriebskosten
§ 20 Kosten der Telekommunikation
§ 21 Leistung der Betriebskosten
Abschnitt VI. Veränderungen der Dienstwohnung
§ 22 Veränderungen der Dienstwohnung
§ 23 Betretungsrecht
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Abschnitt VII. Übergabe der Dienstwohnung,
Ende des Dienstwohnungsverhältnisses
§ 24 Übergabe der Dienstwohnung
§ 25 Ende des Dienstwohnungsverhältnisses
§ 26 Nachnutzung
§ 27 Versterben der Nutzerin bzw. des Nutzers
Abschnitt VIII. Pfarrhaus
§ 28 Regelungen zum Pfarrhaus
Abschnitt IX. Baupflicht Dritter
§ 29 Grundsätze der Baupflicht
§ 30 Sonderregelungen zur Baupflicht
Abschnitt X. Dienstwohnungsausgleichsbetrag
§ 31 Dienstwohnungsausgleichsbetrag
Abschnitt XI. Schlussvorschriften
§ 32 Anwendung auf bestehende Dienstwohnungsver-
hältnisse
§ 33 Übergangsregelung
§ 34 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Abschnitt I.
Grundlagen

§ 1
Anwendungsbereich

(1)  Diese Rechtsverordnung regelt die Rechte und
Pflichten der Kirchengemeinden und der Nutzerinnen
und Nutzer von Dienstwohnungen. Sie regelt auch die
Verpflichtungen von baupflichtigen Dritten in Bezug
auf die Dienstwohnung, soweit keine anderweitigen
Regelungen bestehen.
Sie regelt insbesondere:
1. die Begründung und das Endes des Nutzungsver-

hältnisses bei Dienstwohnungen,
2. Standards der Größe und Ausstattung der Dienst-

wohnungen, die für den Bau und die Anmietung
sowie bei Instandsetzungen zu beachten sind,

3. die Abgrenzung und die Nutzung der von dem
Dienstwohnungsbereich zu trennenden Amtsräu-
me bei Pfarrhäusern und

4. die Bewirtschaftung von Dienstwohnungen und
Pfarrhäusern.

(2)  Soweit die Pflicht zur Bereitstellung einer Dienst-
wohnung für Dekaninnen und Dekane nach § 19 b
DekLeitG beim Kirchenbezirk liegt oder eine Dienst-
wohnung durch eine andere kirchliche Körperschaft
gestellt wird, gelten die für Kirchengemeinden in die-
ser Rechtsverordnung getroffenen Regelungen ent-
sprechend.

§ 2
Begriffe

(1)  Nutzerinnen und Nutzer der Dienstwohnung (§ 3)
sind die Personen, denen eine Dienstwohnung zur
Nutzung zugewiesen ist.
(2)  Mitnutzende Personen (§ 4) sind Personen, die im
Einvernehmen mit der Nutzerin bzw. dem Nutzer der
Dienstwohnung berechtigt sind, die Dienstwohnung
unentgeltlich mit zu nutzen.
(3)  Die Zuweisung der Dienstwohnung (§ 7) ist die
Anordnung des Dienstherrn an die Nutzerin bzw. den
Nutzer, eine Dienstwohnung zu nutzen.
(4)  Die Einweisung in eine Dienstwohnung (§ 8) kon-
kretisiert die der Nutzerin bzw. dem Nutzer durch die
Kirchengemeinde bereitgestellte Dienstwohnung.
(5)  Ein Pfarrhaus (§ 28) ist die räumlich funktionale
Verbindung zwischen Dienstwohnung und Amtsräu-
men, die der Pfarramtsverwaltung dienen, in einem
ausschließlich kirchlichen Zwecken dienenden Ge-
bäude.
(6)  Baupflicht (§ 30 Abs. 1) ist eine im Innenverhält-
nis zwischen der Kirchengemeinde und der Baupflich-
tigen bestehende Verpflichtung der Baupflichtigen zur
Bereitstellung und Unterhaltung der Dienstwohnung
im Rahmen der zur Baupflicht bestehenden recht-
lichen Regelungen.

§ 3
Nutzerinnen und Nutzer

(1)  Nutzerinnen und Nutzer der Dienstwohnung sind
Personen, denen eine Dienstwohnung zugewiesen
wird, insbesondere Gemeindepfarrerinnen und Ge-
meindepfarrer (§ 38 Abs. 1 Satz 2 PfDG.EKD), De-
kaninnen und Dekane (§ 19 b Abs. 2 Satz 1 DekLeitG),
Pfarrerinnen und Pfarrer mit allgemeinen kirchlichen
Auftrag, soweit ihnen eine Dienstwohnung zuge-
wiesen wird (§ 38 Abs. 2 Satz 2 PfDG.EKD), und Per-
sonen, denen nach Absatz 2 eine Dienstwohnung zu-
gewiesen wird. Die in Absatz 2 genannten Personen
haben keinen Anspruch auf Zuweisung einer Dienst-
wohnung.
(2)  Pfarrerinnen und Pfarrern im Probedienst sowie
Gemeindediakoninnen und Gemeindediakonen kann
eine Dienstwohnung in der Gemeinde, in der sie tätig
sind, im begründeten Einzelfall zugewiesen werden,
wenn die betroffene Kirchengemeinde und die betrof-
fene Person dem zustimmen. Bei Gemeindediako-
ninnen und Gemeindediakonen wird der Dienstwoh-
nungsausgleichsbetrag nach dem Pfarrbesoldungs-
recht als Nutzungsentschädigung erhoben. Die
Nutzungsentschädigung kann von der Vergütung ein-
behalten werden.

§ 4
Mitnutzende Personen

(1)  Im Einvernehmen mit der Nutzerin bzw. dem
Nutzer der Dienstwohnung sind die Familienange-
hörigen der Nutzerin bzw. des Nutzers zur dauernden
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Mitbenutzung der Dienstwohnung berechtigt. Fami-
lienangehörige in diesem Sinn sind:
1. Ehegatten,
2. Personen, die in eingetragener Lebenspartner-

schaft mit der Nutzerin bzw. dem Nutzer leben,
3. Personen, die zu den gesetzlichen Erben erster oder

zweiter Ordnung der Nutzerin bzw. des Nutzers
gehören, oder

4. Personen, denen gegenüber eine sittliche Ver-
pflichtung der Nutzerin bzw. des Nutzers besteht,
den Wohnraum zu gewähren.

(2)  Personen, die zum Zwecke der Pflege oder Be-
treuung sowie des Schüleraustauschs und ähnlicher
Maßnahmen aufgenommen werden, ist die zeitweise
Mitnutzung der Dienstwohnung im Einvernehmen mit
der Nutzerin bzw. dem Nutzer gestattet.
(3)  Das Mitnutzungsrecht der mitnutzenden Personen
besteht nur, soweit und solange die Zuweisung der
Dienstwohnung besteht.
(4)  Bei beruflicher oder gewerblicher Nutzung von
Räumen durch mitnutzende Personen bleiben die Ge-
nehmigungserfordernisse nach § 38 Abs. 3 Satz 2
PfDG.EKD und § 13 Abs. 3 AG-PfDG.EKD unbe-
rührt.

§ 5
Genehmigungspflicht

(1)  Soweit bei der Erfüllung der Verpflichtung, die
Dienstwohnung zu stellen, die in dieser Rechtsver-
ordnung vorgeschriebenen Standards (§ 13) unter-
schritten werden, bedarf dies der Genehmigung des
Evangelischen Oberkirchenrats. Die Genehmigung
kann erteilt werden, wenn die baulichen-örtlichen
Verhältnisse eine Abweichung von den Standards er-
forderlich machen. Die Interessen der durchschnitt-
lichen Nutzerin bzw. des durchschnittlichen Nutzers
sind zu berücksichtigen. Die Genehmigung kann be-
zogen auf den Einzelfall der Besetzung einer Pfarr-
stelle, befristet oder mit Auflagen versehen werden.
Bei der Ausschreibung von Gemeindepfarrstellen soll
auf das Vorliegen einer genehmigten Standardunter-
schreitung hingewiesen werden.
(2)  Soweit eine Dienstwohnung angemietet wird
(§ 10), kann im Einvernehmen mit der Nutzerin bzw.
dem Nutzer von den in dieser Rechtsverordnung fest-
gelegten Standards abgewichen werden. Diese Ab-
weichung ist nur für die jeweilige Nutzerin bzw. den
jeweiligen Nutzer bindend.
(3)  Anderweitig bestehende Genehmigungs- oder An-
zeigepflichten bleiben unberührt.

Abschnitt II.
Bereitstellung der Dienstwohnung

§ 6
Bereitstellung der Dienstwohnung

Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, für die Ge-
meindepfarrerin bzw. den Gemeindepfarrer der be-

treffenden Pfarrstelle die Dienstwohnung bereitzu-
stellen (§ 13 Abs. 1 Satz 2 AG-PfDG.EKD). Die Be-
reitstellung der Dienstwohnung geschieht durch Über-
lassung einer im Eigentum oder Nutzungsrecht der
Kirchengemeinde stehenden oder einer angemieteten
Wohnung.

§ 7
Zuweisung der Dienstwohnung

(1)  Der Evangelische Oberkirchenrat weist den
Nutzerinnen und Nutzern die Dienstwohnung zu. In
der Berufung auf eine Gemeindepfarrstelle liegt zu-
gleich die Zuweisung der Dienstwohnung in der be-
treffenden Gemeinde. Bei der Übertragung der Ver-
waltung der Pfarrstelle nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 DekLeitG
oder der Übertragung von anteiligen Aufgaben im Ge-
meindepfarrdienst nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 DekLeitG
liegt in der Berufung auf die Dekansstelle für die De-
kanin bzw. den Dekan die Zuweisung der Dienstwoh-
nung in der betreffenden Gemeinde. Bei Dekaninnen
und Dekanen, die einen regelmäßigen Predigtauftrag
wahrnehmen (§ 4 Abs. 1 Nr. 3 DekLeitG), liegt in der
Berufung auf die Dekansstelle die Zuweisung der
Dienstwohnung im betreffenden Kirchenbezirk.
Sätze 2 bis 4 gelten nicht, soweit im Einzelfall etwas
anderes bestimmt wird.
(2)  Durch die Zuweisung wird ein mittelbares öffent-
lich-rechtliches Nutzungsverhältnis zwischen der
Evangelischen Landeskirche in Baden als Dienstherrn
und der Nutzerin bzw. dem Nutzer begründet.
(3)  Die Zuweisung kann aus dienstlichen oder an-
deren zwingenden Gründen aufgehoben werden. Im
Fall der Genehmigung der Ausnahme von der
Verpflichtung, eine Dienstwohnung zu beziehen
(§ 38 Abs. 1 Satz 2 PfDG.EKD, § 7 Abs. 1 PfDG.EKD-
RVO), gilt eine bereits erfolgte Zuweisung als aufge-
hoben.

§ 8
Einweisung in die Dienstwohnung

(1)  Die Kirchengemeinde weist die Nutzerin bzw. den
Nutzer in die konkret zu nutzende Dienstwohnung
durch Bescheid ein. In dem Bescheid der Einweisung
sind die als Dienstwohnung zu nutzenden Räume so-
wie die zur Dienstwohnung gehörenden Garagen,
PKW-Stellplätze, Hausgarten (§ 18) und sonstige
Nebengebäude zu bezeichnen. Bei Pfarrhäusern ist die
Abgrenzung zu den Amtsräumen zu beschreiben. Der
Bescheid ist in Kopie dem Evangelischen Ober-
kirchenrat vorzulegen.
(2)  Soweit die Dienstwohnung nicht bereits als
Dienstwohnung gewidmet ist, wird die Dienstwoh-
nung durch die Einweisung und Ingebrauchnahme zur
Deckung des Wohnbedarfs der Nutzerin bzw. des
Nutzers zu kirchlichen Zwecken gewidmet (§ 3
Abs. 1 KBauG).
(3)  Durch die Einweisung wird ein unmittelbares
öffentlich-rechtliches Nutzungsverhältnis hinsichtlich
der Dienstwohnung zwischen der Kirchengemeinde
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sowie der Nutzerin bzw. dem Nutzer der Dienst-
wohnung begründet.
(4)  Die Einweisung kann aus dienstlichen Gründen
aufgehoben werden. Wird nicht zugleich die Zuwei-
sung der Dienstwohnung aufgehoben, ist in eine an-
dere Dienstwohnung einzuweisen. Wird die Einwei-
sung aus dienstlichen Gründen aufgehoben, trägt die
Kirchengemeinde die Umzugskosten, wenn nichts an-
deres bestimmt ist. Gleiches gilt, wenn die Einweisung
aufzuheben ist, weil bei einer angemieteten Dienst-
wohnung eine Kündigung durch die Vermieterin bzw.
den Vermieter erfolgt. Erfolgt die Aufhebung einer
Einweisung im Interesse oder Verantwortungsbereich
einer Eigentümerin, die verpflichtet ist, das Grund-
stück zu stellen, so hat diese der Kirchengemeinde die
anfallenden Umzugskosten zu erstatten. Die Höhe der
zu erstattenden Umzugskosten ergibt sich aus dem
kirchlichen Gesetz über die Umzugskosten (KUKG).
(5)  Mit der Aufhebung der Zuweisung einer Dienst-
wohnung (§ 7 Abs. 3) gilt auch die Einweisung als
aufgehoben.

§ 9
Stillgelegte Räume

(1)  Auf Wunsch der Nutzerin bzw. des Nutzers
können einzelne Räume der Dienstwohnung von der
Nutzung ausgenommen werden (stillgelegte Räume).
Stillgelegte Räume sind von jeglicher Nutzung durch
die Nutzerin bzw. den Nutzer ausgenommen. Sie sind
bei der Einweisung zu konkretisieren. Werden Räume
nachträglich stillgelegt, ist die Einweisung nachträg-
lich anzupassen.
(2)  Die stillgelegten Räume sollen, soweit sie von der
Dienstwohnung räumlich abtrennbar sind, für andere
kirchliche Zwecke genutzt werden. Falls eine der-
artige Nutzung nicht erfolgt, sollen die stillgelegten
Räume, soweit dies mit der Amtsführung vereinbar ist,
durch die Kirchengemeinde zu einem ortsüblichen
Mietzins vermietet werden. Die Entscheidung über die
Art der anderweitigen Nutzung bzw. Vermietung still-
gelegter Räume trifft der Kirchengemeinderat im Ein-
vernehmen mit der Nutzerin bzw. dem Nutzer.
(3)  Werden stillgelegte Räume nicht anderweitig ge-
nutzt, bleibt die Nutzerin bzw. der Nutzer verpflichtet,
die stillgelegten Räume zu belüften und die Beheizung
sicher zu stellen. Die Heizkosten trägt die Kirchen-
gemeinde.

§ 10
Anmietung einer Dienstwohnung

(1)  Die Kirchengemeinde kann als Dienstwohnung
Wohnraum anmieten. Eine Anmietung von Wohn-
raum, der im Eigentum der Nutzerin bzw. des Nutzers
oder im Eigentum von Personen steht, die unter den
Personenkreis nach § 4 Absatz 1 fallen, ist nicht zu-
lässig. Satz 2 gilt in Fällen, in denen den genannten
Personen ein sonstiges Nutzungsrecht hinsichtlich der
Immobilie zusteht, entsprechend. Eine Anmietung
ist nicht zulässig, wenn ein Pfarrhaus vorhanden ist

(§ 28 Abs. 1) oder eine Baupflicht für ein Pfarrhaus
besteht (§ 30 Abs. 3).
(2)  Soweit die Kirchengemeinde zur Bereitstellung
der Dienstwohnung eine Wohnung anmietet, sind die
Verpflichtungen der Mieterin bzw. des Mieters durch
die Nutzerin bzw. den Nutzer zu übernehmen. Dies gilt
nicht bezüglich
1. der Verpflichtung zur Zahlung des Mietzinses,
2. der Zahlung der Mietkaution und
3. der Übernahme der Betriebskostenarten, soweit

diese nach § 19 von der Kirchengemeinde zu tragen
sind.

Der Nutzerin bzw. dem Nutzer ist eine Ausfertigung
des Mietvertrages gegen eine Empfangsbescheini-
gung bei der Übergabe der Dienstwohnung auszu-
händigen.
(3)  Wird die Kirchengemeinde durch den Vermieter
der Wohnung aufgrund eines schuldhaften Verhaltens
der Nutzerin bzw. des Nutzers oder einer mitnutzen-
den Person (§ 4) auf Schadensersatz in Anspruch
genommen, so ist die Nutzerin bzw. der Nutzer ver-
pflichtet, der Kirchengemeinde den entstandenen Auf-
wand zu ersetzen. Die Kirchengemeinde informiert
die Nutzerin bzw. den Nutzer, sobald ein Anspruch
gestellt wird, und übernimmt die Regulierung des An-
spruches im Benehmen mit der Nutzerin bzw. dem
Nutzer.
(4)  Wurde bei Anmietung einer Dienstwohnung ein
individueller Bedarf der Nutzerin bzw. des Nutzers im
Sinne der Unterschreitung des vorgesehenen Stan-
dards berücksichtigt (§ 5 Abs. 2), so soll, wenn sich
der individuelle Bedarf ändert, die Einweisung (§ 8)
aufgehoben und in eine andere Dienstwohnung ein-
gewiesen werden. Die Kirchengemeinde trägt die mit
dem Umzug verbundenen Umzugskosten, wenn die
bisherige Dienstwohnung zumindest drei Jahre ge-
nutzt wurde. Die Höhe der zu erstattenden Umzugs-
kosten ergibt sich aus dem KUKG.
(5)  Soll auf Antrag der Nutzerin bzw. des Nutzers eine
andere Dienstwohnung angemietet werden, um einen
zusätzlichen Bedarf nach § 13 Abs. 3 zu decken, so
kann die Einweisung aufgehoben und in eine andere
Dienstwohnung eingewiesen werden. In diesem Fall
trägt die Nutzerin bzw. der Nutzer die Umzugskosten.
(6)  Wurde bei der Anmietung einer Dienstwohnung
ein individueller Mehrbedarf nach § 13 Abs. 3 be-
rücksichtigt, so kann auf Wunsch der Kirchengemein-
de die Einweisung, wenn der Mehrbedarf nicht mehr
besteht, aufgehoben werden. Es ist in eine andere
Dienstwohnung einzuweisen. Absatz 4 Satz 2 und 3
gilt entsprechend.

§ 11
Ansprüche der Kirchengemeinde

(1)  Ansprüche der Kirchengemeinde aus dem
öffentlich-rechtlichen Nutzungsverhältnis gegen die
Nutzerin bzw. den Nutzer werden durch Verwaltungs-
akt der Kirchengemeinde festgesetzt.
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(2)  Ist ein auf Geldleistung gerichteter Verwaltungs-
akt im Sinn von Absatz 1 bestandskräftig, so kann der
Evangelische Oberkirchenrat auf Antrag der Kirchen-
gemeinde die festgesetzte Leistung von den Bezügen
der Nutzerin bzw. des Nutzers einbehalten. Die Kir-
chengemeinde hat hierfür die Forderung an die Evan-
gelische Landeskirche in Baden abzutreten. Die Höhe
des jeweiligen monatlichen Einbehalts ist der Billig-
keit entsprechend zu begrenzen. Die einbehaltenen
Beträge sind an die Kirchengemeinde auszukehren.
(3)  Betrifft der nach Absatz 1 ergangene Verwal-
tungsakt die Leistung von Betriebskosten, so kann,
soweit die Beschwerde gegen den Verwaltungsakt
keine aufschiebende Wirkung hat, der Einbehalt nach
Absatz 2 bereits vor der Bestandskraft des Verwal-
tungsaktes erfolgen.

§ 12
Untervermietung

Räume der Dienstwohnung können von der Nutzerin
bzw. dem Nutzer an Dritte untervermietet werden. Die
Untervermietung ist durch die Kirchengemeinde und
den Bezirkskirchenrat zu genehmigen (§ 38 Abs. 3
Satz 1 PfDG.EKD, § 13 Abs. 3 AG-PfDG.EKD). Bei
beruflicher oder gewerblicher Nutzung der vermie-
teten Räume sind die Genehmigungserfordernisse
nach § 38 Abs. 3 Satz 2 PfDG.EKD und § 13 Abs. 3
AG-PfDG.EKD zu beachten. Der Mietzins ist zur
Hälfte an die Kirchengemeinde abzuführen. Die
Nutzerin bzw. der Nutzer hat dafür einzustehen, dass
bei Ende des Dienstwohnungsverhältnisses auch die
aufgrund der Untervermietung genutzten Räume ge-
räumt werden.

Abschnitt III.
Standard der Dienstwohnung

§ 13
Größe und Ausstattung der Dienstwohnung

(1)  Die Größe der Dienstwohnung orientiert sich an
dem durchschnittlichen Wohnbedarf einer Pfarrfami-
lie mit fünf Personen.
(2)  Der durchschnittliche Wohnbedarf umfasst sechs
Wohnräume (Wohnzimmer, Esszimmer, Schlafzim-
mer, zwei Kinderzimmer, häusliches Arbeitszimmer
bzw. Gästezimmer) sowie Küche und Bad nebst Toi-
lette in einer Gesamtfläche von maximal 150 qm.
Wohnzimmer und Esszimmer können bei entspre-
chender Größe in einem Raum liegen. Abstellmög-
lichkeiten sollen in geeigneten Nebenräumen (Spei-
cher, Keller, Garage) vorhanden sein. Eine Garage
oder ein PKW-Abstellplatz soll vorhanden sein.
(3)  Über den in Absatz 2 definierten Wohnbedarf
hinaus können weitere Räume vorgehalten werden,
wenn die familiäre Situation dies erfordert.
(4)  Die Dienstwohnung soll nach Möglichkeit in der
Nähe anderer kirchlicher Gebäude, insbesondere in
der Nähe der Diensträume, gelegen sein.

(5)  Die Dienstwohnung soll im Vergleich mit den an-
deren in der Gemeinde gelegenen Wohnungen in guter
Ausstattung sein. Zur Beurteilung der Qualität der
Ausstattung ist auf die in ortsüblichen Mietspiegeln
der nächst gelegenen Großstädte angegebenen Krite-
rien abzustellen. Nähere Regelungen zur Ausstattung
der Dienstwohnung können in Richtlinien des Evan-
gelischen Oberkirchenrats getroffen werden.
(6)  Die Ausstattung der Räume mit den zum Brand-
schutz erforderlichen Gerätschaften sowie die Kosten
für die aufgrund öffentlich-rechtlicher Schutzvor-
schriften erforderlichen Maßnahmen obliegen der
Kirchengemeinde.
(7)  Nicht seitens der Kirchengemeinde zu stellen sind:
1. Hausrat (lose Gegenstände wie Teppiche, Blumen-

kästen etc.),
2. Kücheneinrichtungen (einschließlich Spüle),
3. Lampen sowie für den Innen- und Außenbereich

die Leuchtmittel,
4. Vorrichtungen zur Befestigung von Vorhängen.
(8)  Die Dienstwohnung ist im Zeitpunkt der Übergabe
in bezugsfertigem Zustand zu stellen. Eine Durchfüh-
rung von Schönheitsreparaturen vor Bezug ist erfor-
derlich, wenn seit der letzten Renovierung von Küche,
Bad oder WC sechs Jahre, bei den übrigen Räumen
zehn Jahre verstrichen sind.

Abschnitt IV.
Verpflichtungen der Nutzerin bzw. des Nutzers

§ 14
Schonender Gebrauch

Die Nutzerin bzw. der Nutzer und alle mitnutzenden
Personen (§ 4) sind verpflichtet, die Dienstwohnung
und die darin befindlichen Anlagen und Einrichtungen
schonend, pfleglich und sachgemäß zu behandeln.

§ 15
Verkehrssicherungspflicht

(1)  Der Nutzerin bzw. dem Nutzer obliegt die Ver-
kehrssicherungspflicht für die Dienstwohnung ein-
schließlich der Räum- und Streupflicht gemäß ört-
licher Vorschriften, soweit nichts anderes ausdrück-
lich bestimmt ist.
(2)  Die Verkehrssicherungspflicht für Teile des Haus-
gartens, die nach § 18 Abs. 4 nicht von der Nutzerin
bzw. dem Nutzer bewirtschaftet werden, obliegt der
Kirchengemeinde.
(3)  Eine jährlich durchzuführende Baumschau im
Hausgarten obliegt der Kirchengemeinde. Die Nutze-
rin bzw. der Nutzer haben erkennbare Schäden am
Baumbestand der Kirchengemeinde anzuzeigen.
(4)  Die Verkehrssicherungspflicht in Zeiten der
Vakanz der Pfarrstelle obliegt der Kirchengemeinde.
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§ 16
Haftung

(1)  Die Nutzerin bzw. der Nutzer haften für Schäden,
die nach ihrem Einzug in die Dienstwohnung durch
sie, durch mitnutzende Personen (§ 4), durch unter-
mietende Personen (§ 12), Familienmitglieder, Be-
such, Haushaltshilfen sowie durch die von ihnen be-
auftragten Handwerker u. dergl. schuldhaft oder durch
schuldhafte Verletzung der Anzeigepflicht nach Ab-
satz 5 verursacht werden. Die Beweispflicht dafür,
dass ein schuldhaftes Verhalten nicht vorgelegen hat,
obliegt der Nutzerin bzw. dem Nutzer.
(2)  Im Übrigen gelten die Bestimmungen über die
Schadenersatzpflicht aus unerlaubten Handlungen
nach Maßgabe der §§ 823 BGB ff..
(3)  Hat die Kirchengemeinde oder die Baupflichtige
aufgrund einer Verletzung von Pflichten der Nutzerin
bzw. des Nutzers einem Dritten Schadenersatz zu
leisten, so haben die Nutzerin bzw. der Nutzer ihr den
tatsächlich geleisteten Betrag zu ersetzen.
(4)  Die Nutzerin bzw. der Nutzer ist verpflichtet,
Schäden an der Dienstwohnung bzw. am Pfarrhaus, an
hauseigenen Einrichtungs- und Ausstattungsgegen-
ständen sowie am Zubehör unverzüglich der Kirchen-
gemeinde und dem Baupflichtigen anzuzeigen.

§ 17
Kleinreparaturen, Schönheitsreparaturen

(1)  Die Nutzerin bzw. der Nutzer trägt die Kosten für
Kleinreparaturen bis zu einem Betrag von maximal
80,00 Euro im Einzelfall, wobei die Beauftragung
durch die Nutzerin bzw. den Nutzer erfolgt. Überstei-
gen die Reparaturkosten den Betrag von 80,00 Euro
im Einzelfall, ist die Reparatur insgesamt von der Kir-
chengemeinde zu beauftragen und die Kosten insge-
samt zu übernehmen. Bei mehreren Kleinreparaturen
im Sinn von Satz 1 trägt die Nutzerin bzw. der Nutzer
die Kosten maximal bis zu einem Gesamtbetrag von
240,00 Euro im Jahr. Bezüglich des übersteigenden
Gesamtbetrages erfolgt am Jahresende nach Vorlage
sämtlicher Belege eine Erstattung der Aufwendungen
durch die Kirchengemeinde.
(2)  Kleinreparaturen im Sinn von Absatz 1 umfassen
insbesondere das Beheben kleiner Schäden bei den
Installationsgegenständen für Elektrizität, Wasser und
Gas, den Heizeinrichtungen, den Fenster- und Tür-
verschlüssen und den Verschlussvorrichtungen von
Fensterläden, soweit diese Gegenstände dem häufigen
Zugriff der Nutzerin bzw. des Nutzers unterliegen,
sowie das Ausbessern von kleineren Schäden an An-
strichen im Inneren des Hauses.
(3)  Während der Laufzeit der Einweisung sind Schön-
heitsreparaturen bei Bedarf durchzuführen; sie sind in
der Regel erforderlich, wenn seit der letzten Reno-
vierung von Küche, Bad oder WC sechs Jahre, bei den
übrigen Räumen zehn Jahre verstrichen sind.

§ 18
Hausgarten

(1)  Hausgarten ist eine Fläche zur Erholung sowie zu
Anbau und Pflege kleinerer Obst- und Gemüsebestän-
de sowie von Zierpflanzen.
(2)  Soweit ein Hausgarten vorhanden ist, wird dieser
der Nutzerin bzw. dem Nutzer einschließlich der
Fruchtziehung unentgeltlich zur Bewirtschaftung
überlassen. Die Kosten der Bewirtschaftung des Haus-
gartens einschließlich der Anschaffung und Unterhal-
tung der nötigen Gerätschaften obliegt der Nutzerin
bzw. dem Nutzer.
(3)  Der Hausgarten ist in einem bewirtschaftbarem
ordentlichen Zustand von der Kirchengemeinde an die
Nutzerin bzw. den Nutzer zu übergeben. Die Nutzerin
bzw. der Nutzer ist zur Pflege des überlassenen Haus-
gartens verpflichtet. Das Maß der Nutzung hat sich im
Rahmen ortsüblicher Nutzung von Zier- und Nutz-
gartenflächen zu halten. Wesentliche Änderungen in
der äußeren Gestaltung des Hausgartens sowie eine
Tierhaltung im Hausgarten oder der Dienstwohnung,
die über das Maß einer ortsüblichen Kleintierhaltung
hinausgeht, bedürfen der Zustimmung der Kirchenge-
meinde und gegebenenfalls der Eigentümerin. Die Zu-
stimmung kann von der Verpflichtung der Nutzerin
bzw. des Nutzers, bei Räumung der Dienstwohnung
den vorherigen Zustand wiederherzustellen, abhängig
gemacht werden.
(4)  Die Nutzerin bzw. der Nutzer kann auf die Be-
wirtschaftung des Hausgartens oder die Nutzung
sonstiger Außenflächen ganz oder teilweise im Ein-
vernehmen mit der Kirchengemeinde verzichten. § 9
gilt entsprechend. Die stillgelegten Teile des Haus-
gartens sind von der Kirchengemeinde zu bewirtschaf-
ten, die die Gartenteile auch vermieten, verpachten
oder anderweitig nutzen kann, wenn die stillgelegten
Gartenteile von der weiter genutzten Gartenfläche
nicht räumlich abtrennbar sind.
(5)  Außergewöhnliche Maßnahmen der Gestaltung
des Hausgartens, die unabhängig vom Nutzungsver-
halten bzw. der regelmäßigen Pflege durch den Zeit-
lauf erforderlich werden (größerer Baumschnitt, Maß-
nahmen aufgrund Überalterung des Baum- und
Beerenbestandes), trägt die Kirchengemeinde.
(6)  Bauliche Einfriedungen des Hausgartens bzw. des
Grundstücks sind von der Kirchengemeinde zu unter-
halten, soweit nicht eine Baupflicht Dritter für diese
Einfriedung vorliegt.
(7)  Die Berechtigung zur Fruchtziehung nach Absatz
2 erlischt mit dem Ende des Dienstwohnungsverhält-
nisses.

Abschnitt V.
Betriebskosten

§ 19
Begriff der Betriebskosten

(1)  Als Betriebskosten im Sinn dieser Rechtsverord-
nung gelten die in der Verordnung über die Aufstel-
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lung von Betriebskosten (Betriebskostenverordnung -
BetrKV) in der jeweils geltenden Fassung genannten
Kosten.
Von den dort genannten Kosten trägt die Kirchen-
gemeinde jedoch:
1. die laufenden öffentlichen Lasten des Grund-

stücks, insbesondere die Grundsteuer,
2. die Kosten der in der BetrKV genannten Versiche-

rungen und
3. die Kosten der Ungezieferbekämpfung, soweit es

sich um Schädlingsbefall handelt, der das Gebäude
gefährdet oder dessen Beseitigung bauliche Maß-
nahmen erfordert.

(2)  Die Kirchengemeinde ist verpflichtet, einen den
staatlichen Vorgaben entsprechenden Energieausweis
bei einer Pfarrstellenbesetzung den Bewerberinnen
und Bewerbern vorzulegen.

§ 20
Kosten der Telekommunikation

(1)  Bei Pfarrhäusern (§ 2 Abs. 5) trägt die Kirchen-
gemeinde auch im Dienstwohnungsbereich die Kosten
für die Einrichtung und Nutzung der Telekommuni-
kationsanlagen einschließlich des Internetzugangs.
Soweit durch die private Nutzung der Telekommuni-
kationsanlage gesonderte oder höhere Kosten ent-
stehen, sind diese von der Nutzerin bzw. dem Nutzer
der Kirchengemeinde zu erstatten. Zwischen der
Kirchengemeinde und der Nutzerin bzw. dem Nutzer
kann eine monatliche Gebührenpauschale vereinbart
werden.
(2)  Die Kosten für die Außenantenne (einschließlich
einer Satellitenantenne) trägt die Kirchengemeinde.
(3)  Bei Kabelanschluss trägt die Kirchengemeinde die
einmaligen Anschlussgebühren und etwaige Aufwen-
dungen für die Hausinnenverkabelung. Die laufenden
Kabelgebühren werden von der Nutzerin bzw. dem
Nutzer getragen.

§ 21
Leistung der Betriebskosten

(1)  Die Nutzerin bzw. der Nutzer tragen die aus der
Nutzung der Dienstwohnung folgenden laufenden Be-
triebskosten. Die Betriebskosten werden, soweit dies
möglich ist, von der Nutzerin bzw. dem Nutzer un-
mittelbar an Versorgungsunternehmen entrichtet bzw.
die erforderlichen Brennstoffe unmittelbar ange-
schafft. Soweit dies nicht möglich ist, werden die Be-
triebskosten von der Kirchengemeinde getragen und
der Nutzerin bzw. dem Nutzer gegenüber als öffent-
lich-rechtliche Forderung des Dienstwohnungsver-
hältnisses durch Verwaltungsakt festgesetzt.
(2)  Soweit die Kirchengemeinde Betriebskosten im
Voraus trägt, ist für die Betriebskosten eine ange-
messene Vorauszahlung von der Nutzerin bzw. dem
Nutzer zu erheben. Über die Betriebskosten ist eine
Abrechnung zu erteilen. Diese soll innerhalb eines
Jahres nach Ende des betreffenden Wirtschaftszeit-

raumes vorgelegt werden. Sich aus der Abrechnung
ergebende Rückzahlungen sind innerhalb von zwei
Monaten nach Vorlage der Abrechnung auszu-
gleichen.
(3)  Ansprüche der Kirchengemeinde auf Nachzah-
lung von Betriebskosten verjähren entsprechend der
regelmäßigen Verjährungsfrist von drei Jahren nach
dem Bürgerlichen Gesetzbuch. Der Lauf der Verjäh-
rungsfrist für Nachforderungen der Kirchengemeinde
ist gehemmt, solange die Nutzerin bzw. der Nutzer
eine Pfarrstelle in der Kirchengemeinde inne hat, die
die Nachforderung geltend zu machen hat.
(4)  Absatz 2 gilt entsprechend, soweit die Nutzerin
bzw. der Nutzer für Amtsräume des Pfarrhauses Be-
triebskosten voraus bezahlt, die von der Kirchenge-
meinde zu erstatten sind. Für das häusliche Arbeits-
zimmer, welches in der Dienstwohnung gelegen ist
(§ 13 Abs. 2), trägt die Nutzerin bzw. der Nutzer die
Betriebskosten. Für das in den Diensträumen gelegene
Amtszimmer der Pfarrerin bzw. des Pfarrers trägt die
Kirchengemeinde die Betriebskosten (§ 28 Abs. 5).
(5)  Sind Betriebskosten zwischen mehreren Nutze-
rinnen bzw. Nutzern oder zwischen der Kirchenge-
meinde und der Nutzerin bzw. dem Nutzer aufzuteilen,
sind für die Abgrenzung der anfallenden Kosten ge-
eignete Messeinrichtungen vorzusehen. Zwischen der
Kirchengemeinde und der Nutzerin bzw. dem Nutzer
kann auch eine pauschale Verteilung der Betriebs-
kosten vereinbart werden. Diese Vereinbarung muss
sich bezüglich des Heizkostenbedarfs am Verhältnis
der Nutzungsflächen orientieren. Bezüglich sonstiger
Betriebskosten muss sich eine Vereinbarung zur Pau-
schalierung am geschätzten Verbrauch orientieren.
Die Vereinbarung ist schriftlich festzuhalten und zu
den Akten zu nehmen.
(6)  Wird eine Mietwohnung als Dienstwohnung an-
gemietet, so trägt zunächst die Nutzerin bzw. der
Nutzer die aus dem Mietvertrag anfallenden Betriebs-
kostenvorauszahlungen. Mit der Nebenkostenabrech-
nung aus dem Mietvertrag ist eine etwaige Kostenver-
teilung zwischen der Kirchengemeinde und der
Nutzerin bzw. dem Nutzer vorzunehmen. Absätze 2
bis 5 gelten entsprechend.

Abschnitt VI.
Veränderungen der Dienstwohnung

§ 22
Veränderungen der Dienstwohnung

(1)  Veränderungen in Umfang, Anordnung oder dau-
ernder Ausstattung der Dienstwohnung sowie Reno-
vierungen dürfen durch die Nutzerin bzw. den Nutzer
nur vorgenommen werden, wenn die vorherige schrift-
liche Zustimmung der Kirchengemeinde eingeholt
wurde. Die Zustimmung kann unter der Auflage erteilt
werden, dass bei Auszug auf Kosten der Nutzerin bzw.
des Nutzers der vorherige Zustand wiederhergestellt
wird.
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(2)  Die Kirchengemeinde darf zweckmäßige und not-
wendige Instandsetzungsarbeiten und bauliche Ver-
änderungen jederzeit nach angemessener Ankündi-
gung ausführen lassen. Die Nutzerin bzw. der Nutzer
können für etwaige Beeinträchtigungen eine Ver-
ringerung des Dienstwohnungsausgleichsbetrags oder
einen Schadensersatz nicht verlangen. Beeinträchti-
gungen sollen sich in zumutbaren Grenzen halten.

§ 23
Betretungsrecht

Die Kirchengemeinde und ihre Beauftragten sind be-
rechtigt, die Dienstwohnung nach vorheriger Ankün-
digung zu betreten, um die Notwendigkeit von In-
standsetzungsarbeiten festzustellen. Die Begehung er-
folgt, falls nicht die Nutzerin bzw. der Nutzer hierauf
verzichtet, in Anwesenheit der Nutzerin bzw. des
Nutzers oder einer von dieser bzw. diesem beauf-
tragten Person.

Abschnitt VII.
Übergabe der Dienstwohnung,

Ende des Dienstwohnungsverhältnisses

§ 24
Übergabe der Dienstwohnung

(1)  Zu Beginn des Nutzungsverhältnisses wird die
Dienstwohnung von der Kirchengemeinde an die
Nutzerin bzw. den Nutzer übergeben. Die Übergabe
ist in geeigneter Weise zu protokollieren. Soweit in die
Dienstwohnung nur teilweise eingewiesen ist, sind die
in der Einweisung konkretisierten Räume besonders
zu begehen. Bei einer in Stadtkirchenbezirken sowie
in Kirchengemeinden mit mehreren Pfarrgemeinden
zugewiesenen Dienstwohnung soll eine Vertreterin
bzw. ein Vertreter des Ältestenkreises der betroffenen
Pfarrgemeinde mitwirken. Die Übergabe der Dienst-
wohnung hat in ordnungsgemäßem Zustand besenrein
zu erfolgen.
(2)  Bei Ende des Dienstwohnungsverhältnisses (§ 25
Abs. 1), bei Aufhebung einer Einweisung (§ 8 Abs. 4)
oder am Ende einer Nachnutzung (§ 26) ist die
Nutzerin bzw. der Nutzer verpflichtet, die Dienstwoh-
nung geräumt und besenrein zurückzugeben. Der
Hausgarten ist in bewirtschaftbarem ordentlichen Zu-
stand zurück zu geben. Die Nutzerin bzw. der Nutzer
hat für die Räumung durch mitnutzende Personen
(§ 4) sowie in Fällen der Untermiete (§ 12) für die
Räumung durch die untermietenden Personen einzu-
stehen. Die Rückgabe ist zu protokollieren; Absatz 1
gilt entsprechend.

§ 25
Ende des Dienstwohnungsverhältnisses

(1)  Das Dienstwohnungsverhältnis endet:
1. mit dem Ausscheiden aus der Pfarrstelle,
2. mit der Beendigung des Dienstes bei der Anstel-

lungskörperschaft,

3. mit dem Zeitpunkt, zu dem das Verlassen der
Dienstwohnung gestattet worden ist und die
Dienstwohnung tatsächlich verlassen wurde oder

4. mit der Aufhebung der Zuweisung der Dienst-
wohnung.

Zum gleichen Zeitpunkt enden die Nutzungsrechte der
mitnutzenden Personen (§ 4) sowie etwaige Nutzungs-
rechte aus Untermietverhältnissen nach § 12.
(2)  Erfolgt die Räumung der Dienstwohnung zum
Ende des Dienstwohnungsverhältnisses, bei Aufhe-
bung einer Einweisung (§ 8 Abs. 4) oder am Ende einer
Nachnutzung (§ 26) nicht, so kann die Nutzerin bzw.
der Nutzer durch den Evangelischen Oberkirchenrat
zur Räumung unter Fristsetzung aufgefordert werden.
Nach fruchtlosem Fristablauf kann die Räumung der
Dienstwohnung durch den Evangelischen Oberkir-
chenrat mit Fristsetzung durch Verwaltungsakt ange-
ordnet werden. Eine etwaige Durchsetzung einer be-
standskräftig angeordneten Räumung wird von der
Kirchengemeinde veranlasst.

§ 26
Nachnutzung

(1)  Nach Ende des Dienstwohnungsverhältnisses
kann die Kirchengemeinde die vorübergehende
Nutzung der Dienstwohnung bis zur Räumung für
eine Übergangszeit gestatten (Nachnutzung). Die
Nachnutzung begründet ein öffentlich-rechtliches
Nutzungsverhältnis. Ein Mietverhältnis zwischen der
Kirchengemeinde und der Nutzerin bzw. dem Nutzer
wird hierdurch nicht begründet. Die Gestattung ist zu
befristen. Wird die Nachnutzung über drei Monate
hinaus gestattet, bedarf dies der Genehmigung des
Evangelischen Oberkirchenrats. Die sich aus dieser
Rechtsverordnung für die Nutzerin bzw. den Nutzer
ergebenden Pflichten bestehen im Zeitraum der Nach-
nutzung fort.
(2)  Kann bei Ende des Dienstwohnungsverhältnisses
aus dringenden Gründen die Dienstwohnung nicht ge-
räumt werden und gestattet die Kirchengemeinde die
Nachnutzung nicht, kann der Evangelische Ober-
kirchenrat anordnen, dass die Nachnutzung für bis zu
drei Monaten gestattet wird. Diese Anordnung kann
einmalig verlängert werden.
(3)  Im Fall der Nachnutzung ist von der Nutzerin bzw.
dem Nutzer eine Nutzungsentschädigung bis zur
Höhe des Dienstwohnungsausgleichsbetrages an die
Kirchengemeinde zu entrichten, die die Dienstwoh-
nung zur Verfügung stellt. Die Höhe der Nutzungs-
entschädigung wird zwischen der Kirchengemeinde
und der Nutzerin bzw. dem Nutzer vereinbart. In Fäl-
len des Absatzes 2 wird die Nutzungsentschädigung
vom Evangelischen Oberkirchenrat festgesetzt. Die
Nutzungsentschädigung kann von den Bezügen ein-
behalten werden. Der Evangelische Oberkirchenrat
führt den einbehaltenen Betrag an die Kirchenge-
meinde ab.
(4)  Mit Zustimmung des Evangelischen Oberkirchen-
rates kann die Kirchengemeinde von der Leistung
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einer Nutzungsentschädigung absehen; in diesen
Fällen behält der Evangelische Oberkirchenrat den
Dienstwohnungsausgleichsbetrag ein.

§ 27
Versterben der Nutzerin bzw. des Nutzers

(1)  Ist die Nutzerin bzw. der Nutzer verstorben, wird
den mitnutzenden Personen (§ 4) die Dienstwohnung
für zwei Monate nach dem Sterbemonat unentgeltlich
überlassen. Einen weiteren Monat wird die Dienst-
wohnung gegen Zahlung einer Nutzungsentschädi-
gung überlassen. § 26 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend.
(2)  Nach Ende des in Absatz 1 genannten Zeitraumes
kann eine weitere Nachnutzung gestattet werden; § 26
ist entsprechend anzuwenden.
(3)  Die Nachnutzung nach Absätzen 1 und 2 begrün-
det ein öffentlich-rechtliches Nutzungsverhältnis; ein
Mietverhältnis zwischen der Kirchengemeinde und
den mitnutzenden Personen (§ 4) wird nicht be-
gründet. Die sich aus dieser Rechtsverordnung für die
Nutzerin bzw. den Nutzer ergebenden Pflichten be-
stehen im Zeitraum der Nachnutzung als Verpflich-
tungen der mitnutzenden Personen (§ 4) fort.
(4)  Die mitnutzenden Personen sind zur Räumung der
Dienstwohnung bei Ende der Nachnutzung verpflich-
tet. § 24 Abs. 2 und § 25 Abs. 2 gelten entsprechend.

Abschnitt VIII.
Pfarrhaus

§ 28
Regelungen zum Pfarrhaus

(1)  Ist ein Pfarrhaus vorhanden, befindet sich darin
die Dienstwohnung (§ 13 Abs. 1 Satz 4 AG-
PfDG.EKD).
(2)  Amtsräume von Pfarrhäusern sind insbesondere
das Amtszimmer der Pfarrerin bzw. des Pfarrers,
Büro-, Warte-, Archiv- und Registraturräume sowie
die zum Dienstbereich gehörenden Flure und Sanitär-
räume.
(3)  Die Regelungen dieser Rechtsverordnung gelten
für die mit der Dienstwohnung verbundenen Amts-
räume entsprechend. Die persönlichen Verpflich-
tungen der §§ 14 bis 16 obliegen der Nutzerin bzw.
dem Nutzer der Dienstwohnung auch hinsichtlich der
Amtsräume. Die Verkehrssicherungspflicht (§ 15 Ab-
satz 1) obliegt der Nutzerin bzw. dem Nutzer hinsicht-
lich des gesamten Grundstücks; § 15 Absatz 2 und 3
bleiben unberührt.
(4)  Die Amtsräume des Pfarrhauses sollen von der
Dienstwohnung räumlich durch eine Abschlusstür ge-
trennt sein. Die Ausstattung der Amtsräume mit den
zur Dienstausübung erforderlichen Gegenständen ob-
liegt der Kirchengemeinde; hierbei ist der übliche
technische Standard der Bürotechnik sowie des
Arbeitsschutzes einzuhalten.
(5)  Die Betriebskosten für die Amtsräume werden von
der Kirchengemeinde getragen. Abweichend von § 13

Abs. 7 Nr. 3 trägt die Kirchengemeinde die Kosten für
die Beleuchtung des Außenbereichs bei Pfarrhäusern.
(6)  Für die Übergabe der Amtsräume ist § 24 entspre-
chend anzuwenden. Soweit von der Nutzerin bzw.
dem Nutzer Gegenstände in den Amtsbereich einge-
bracht wurden, gilt § 25 Abs. 2 entsprechend. Bei Be-
standskraft des auf Räumung gerichteten Verwal-
tungsaktes können die im Eigentum der Pfarrerin bzw.
des Pfarrers stehenden Gegenstände auf Kosten der
Nutzerin bzw. des Nutzers geräumt und eingelagert
werden. Weitergehende Schadenersatzansprüche ge-
gen die Nutzerin bzw. den Nutzer bleiben unberührt.
(7)  Barrierefreiheit und Behindertengerechtigkeit ist
bei den in Pfarrhäusern gelegenen Amtsräumen zu ge-
währleisten.
(8)  Nähere Regelungen zu Umfang und Ausstattung
der Amtsräume kann der Evangelische Oberkirchenrat
in Richtlinien treffen.

Abschnitt IX.
Baupflicht Dritter

§ 29
Grundsätze der Baupflicht

(1)  Soweit für ein Gebäude die Baupflicht einer kirch-
lichen Stiftung oder des Staates besteht, gilt diese für
die Anwendung dieser Rechtsverordnung als im
Innenverhältnis zwischen der Kirchengemeinde und
der kirchlichen Stiftung bzw. dem Staat bestehende
Rechtsverpflichtung.
(2)  Die in dieser Rechtsverordnung genannten Ver-
pflichtungen sind unabhängig von der Baupflicht
Dritter von der Kirchengemeinde zu erfüllen.
(3)  Die Regelungen dieser Rechtsverordnung sind in
Fällen der Baupflicht Dritter anzuwenden, soweit
nicht § 30 etwas anderes vorsieht.

§ 30
Sonderregelungen zur Baupflicht

(1)  Der Inhalt der Baupflicht richtet sich nach § 4
KBauG, den Regelungen dieser Rechtsverordnung
und etwaigen weiteren Bestimmungen zum Inhalt von
Baulasten.
(2)  Genehmigungen nach § 5 werden auch bei der
Baupflicht Dritter von der Kirchengemeinde bean-
tragt, die die Dienstwohnung bereit zu stellen hat. So-
weit es aufgrund der bestehenden Baupflicht Dritter
für die Kirchengemeinde rechtlich oder tatsächlich
unmöglich ist, die Regelungen der Standards dieser
Rechtsverordnung zu wahren, ist die Genehmigung
nach § 5 zu erteilen. Die Genehmigung kann befristet
werden. Die Kirchengemeinde hat auf eine Abhilfe
durch die Baupflichtige hinzuwirken.
(3)  Soweit eine Baupflicht Dritter besteht, ist die
Kirchengemeinde verpflichtet, zur Erfüllung ihrer
Dienstwohnungspflicht die bestehende Baupflicht zu
nutzen. Die Anmietung einer Dienstwohnung durch
die Kirchengemeinde ist ausgeschlossen. Kommt die
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Baupflichtige der Verpflichtung zur Bereitstellung der
Dienstwohnung für einen nennenswerten Zeitraum
nicht nach, kann der Evangelische Oberkirchenrat die
Kirchengemeinde anweisen, für die Zwischenzeit eine
Dienstwohnung anzumieten. In diesem Fall erfolgt
eine vorübergehende Einweisung der Nutzerin bzw.
des Nutzers in die angemietete Dienstwohnung.
(4)  Vor der Herstellung, Renovierung oder sonstigen
Instandsetzung der Dienstwohnung durch den Bau-
pflichtigen ist von der Kirchengemeinde und dem Kir-
chenbezirk eine verbindliche Erklärung abzugeben,
dass die zur Dienstwohnung gehörige Pfarrstelle er-
neut besetzt werden soll. Soweit erforderlich gibt der
Evangelische Oberkirchenrat eine entsprechende Er-
klärung ab.
(5)  Aufträge für Arbeiten am Gebäude sind grund-
sätzlich von der Baupflichtigen zu erteilen.
(6)  Die Kirchengemeinde übermittelt an die Bau-
pflichtige auf deren Verlangen den Bescheid der Ein-
weisung (§ 8 Abs. 1) und übersendet die Übergabe-
protokolle (§ 24). Auf Verlangen der Baupflichtigen
ist diese bei der Übergabe der Dienstwohnung hinzu-
zuziehen.
(7)  Erfolgt die Aufhebung einer Einweisung (§ 8
Abs. 4) im Interesse oder Verantwortungsbereich der
Baupflichtigen, so hat diese der Kirchengemeinde die
anfallenden Umzugskosten zu erstatten.
(8)  Eine Vermietung oder anderweitige Nutzung still-
gelegter Räume (§ 9 Abs. 2) sowie eine Untervermie-
tung (§ 12) bedarf des Einvernehmens der Baupflich-
tigen. Die Kirchengemeinde führt den erhaltenen
Mietzins an die Baupflichtige ab.
(9)  Die Kosten für die Gerätschaften des Brand-
schutzes und die anderen in § 13 Abs. 6 genannten
Maßnahmen trägt die Baupflichtige.
(10)  Die Verkehrssicherungspflicht liegt unbeschadet
von § 15 bei einer Baupflicht Dritter bei der Kirchen-
gemeinde.
(11)  Die Kosten der Kleinreparaturen (§ 17) werden
der Kirchengemeinde von der Baupflichtigen erstattet,
soweit sich nicht aus der Baupflicht etwas anderes er-
gibt.
(12)  Wesentliche Änderungen in der Gestaltung des
Hausgartens sowie übermäßige Tierhaltung (§ 18
Abs. 3) bedürfen der Zustimmung der Baupflichtigen.
Wird mit Zustimmung der Kirchengemeinde von der
Überlassung eines Hausgartens ganz oder teilweise
abgesehen (§ 18 Abs. 4) obliegt die Pflege des Haus-
gartens sowie das Nutzungsrecht des Hausgartens bei
einer Baupflicht Dritter der Kirchengemeinde.
(13)  Die Kosten für die Einrichtung der Telekommu-
nikationsanlagen (§ 20) trägt an Stelle der Kirchen-
gemeinde die Baupflichtige, wenn sich nicht aus der
Baupflicht etwas anderes ergibt. Kosten der Nutzung
der Telekommunikationsanlagen verbleiben, soweit
diese nicht durch die Nutzerin oder den Nutzer ge-
tragen werden, bei der Kirchengemeinde.

(14)  Eine dauerhafte Veränderung der Dienst-
wohnung (§ 22) bedarf der Zustimmung der Bau-
pflichtigen. § 22 Abs. 2 und § 23 gelten auch für die
Baupflichtige.
(15)  Eine Nachnutzung nach § 26 Abs. 1 bedarf der
Zustimmung der Baupflichtigen. Im Rahmen einer
Nachnutzung (§§ 26, 27) erlangte Nutzungsentschä-
digungen sind von der Kirchengemeinde an die Bau-
pflichtige abzuführen.
(16)  Ansprüche der Baupflichtigen bzw. der Eigen-
tümerin gegen die Nutzerin bzw. den Nutzer aus dem
Dienstwohnungsverhältnis können von der Baupflich-
tigen bzw. der Eigentümerin an die Kirchengemeinde
abgetreten und von der Kirchengemeinde nach § 11
geltend gemacht werden.

Abschnitt X.
Dienstwohnungsausgleichsbetrag

§ 31
Dienstwohnungsausgleichsbetrag

(1)  Soweit für die Nutzung einer Dienstwohnung nach
dem Pfarrbesoldungsgesetz ein Ausgleichsbetrag vom
Grundgehalt einbehalten wird (§ 11 Abs. 1 PfBG)
gelten die nachstehenden Regelungen.
(2)  Der Ausgleichsbetrag wird vom Evangelischen
Oberkirchenrat anhand des durchschnittlichen Miet-
wertes aller Dienstwohnungen jährlich ermittelt und
im Gesetzes- und Verordnungsblatt bekannt gegeben.
(3)  Wird das Familieneinkommen ausschließlich von
der Stelleninhaberin bzw. dem Stelleninhaber be-
stritten, kann der Ausgleichsbetrag auf Antrag ent-
sprechend dem Beschäftigungsgrad vermindert wer-
den; eine geringfügige Beschäftigung der Ehegattin
bzw. des Ehegatten im Sinne des Sozialgesetzbuchs
ist unschädlich.
(4)  Wird während der Elternzeit die Dienstwohnung
genutzt, ohne dass ein Grundgehalt gezahlt wird, oder
wird der Beschäftigungsumfang auf weniger als
50 v. H. reduziert, ist ein Nutzungsentgelt bis zur Höhe
des Ausgleichsbetrags an die Kirchengemeinde zu
entrichten, die die Dienstwohnung zur Verfügung
stellt.
(5)  Wird eine Dienstwohnung nicht zur Verfügung
gestellt, erstattet die Kirchengemeinde oder die Bau-
pflichtige der Landeskirche einen Betrag in Höhe des
Ausgleichsbetrages.
(6)  Wird eine Befreiung von der Dienstwohnungs-
pflicht nach § 38 Abs. 1 S. 3 PfDG.EKD erteilt, ent-
scheidet der Evangelische Oberkirchenrat, ob und in
welcher Höhe der Ausgleichsbetrag für die nicht in
Anspruch genommene Dienstwohnung vom Grund-
gehalt einbehalten wird.
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Abschnitt XI.
Schlussvorschriften

§ 32
Anwendung auf bestehende
Dienstwohnungsverhältnisse

Die Regelungen dieser Rechtsverordnung finden An-
wendung für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens be-
stehenden Dienstwohnungsverhältnisse, sowie die be-
stehenden Pfarrhäuser (§ 2 Abs. 5).

§ 33
Übergangsregelung

Bei dem zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Rechtsverordnung vorhandenen baulichen Bestand
und der bereits angemieteten Dienstwohnungen gelten
die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Rechts-
verordnung bestehenden Abweichungen von den in
dieser Rechtsverordnung vorgeschriebenen Standards
im Sinn von § 5 bis zum 31.12.2027 als genehmigt.
Soweit in diesem Zeitraum Maßnahmen des Neubaus,
Umbaus oder der Instandsetzung vorgenommen wer-
den oder eine andere Dienstwohnung angemietet wird,
ist für die Einhaltung der vorgeschriebenen Standards
Sorge zu tragen oder eine Genehmigung nach § 5 ein-
zuholen.

§ 34
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)  Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Februar 2015
in Kraft.
(2)  Zum gleichen Zeitpunkt treten außer Kraft:
1. Die Verordnung über die Bewirtschaftung von

Pfarrhäusern/Pfarrwohnungen (Pfarrhaus – VO)
vom 12. September 1995 (GVBl. S. 272),

2. die Richtlinien für den Neubau und die Instand-
setzung von Pfarrhäusern und Pfarrwohnungen
(PfBRichtl.) vom 27. Oktober 1981, (GVBl.
S. 114),

3. die Bekanntmachung über die Kleinreparaturen
vom 9. Januar 1998 (GVBl S. 47),

4. die Bekanntmachung über die Tapetenhöchst-
preise vom 4. März 1992 (GVBl S. 90),

5. die Bekanntmachung über den pauschalen Ausla-
genersatz für das Dienstzimmer vom 22. Mai 2000
(GVBl 2000, S. 143).

__________________________________

K a r l s r u h e ,  den 13. Januar 2015
Der Evangelische Oberkirchenrat

P r o f .  D r .  J o c h e n
C o r n e l i u s - B u n d s c h u h

Landesbischof

Bekanntmachungen

FÜRBITTE
für die 2. Tagung der 12. Landessynode

der Evangelischen Landeskirche
in Baden

vom 22. bis 25. April 2015
in Bad Herrenalb

OKR 02.02.2015
AZ: 14/44
Die 2. Tagung der 12. Landessynode der Evange-
lischen Landeskirche in Baden findet in der Zeit vom
22. bis 25. April 2015 in Bad Herrenalb statt.
Wir bitten, in den Gottesdiensten unserer Gemeinden
am 19. April 2015 die Landessynode in ihre Fürbitte
einzuschließen.

Praktisch-theologische Ausbildung
OKR 30.01.2015
AZ: 22/1161
Die nachgenannte Kandidatin / nachgenannten Kan-
didaten werden mit Wirkung ab 1. März 2015 in
das Lehrvikariat der Evangelischen Landeskirche in
Baden aufgenommen:

M a u e r, Jens-Daniel
O t t e, Jan
P h i l i p p, Alexander
R e i z e l , Dr. Dietmar
R i n g e w a l d t , Bruno
R ü h l e, Jonas
S c h e u b l e, Marie-Louise
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Stellenausschreibungen

Hinweise zu Bewerbungen

Die Mietwerte der Pfarrhäuser/Pfarrwoh-
nungen für die ausgeschriebenen Pfarrstellen
können beim Evangelischen Oberkirchenrat
in Karlsruhe unter Telefon 0721 9175 766 er-
fragt werden.
Den Bewerbungen auf die nachfolgenden Aus-
schreibungen ist ein tabellarischer Lebenslauf
und ein Kurzbericht zur bisherigen Tätigkeit
und zu Schwerpunkten der Arbeit und Fort-
bildung beizufügen. Diese Unterlagen sind
zur Weitergabe an die ausgeschriebenen Ge-
meinden bestimmt.
Bewerbungen auf Ausschreibungen, die nicht
hier im Gesetzes- und Verordnungsblatt er-
schienen sind (bezirkliche Pfarrstelle, Aus-
landsgemeinden etc.), sind in Kopie über den
Dienstweg dem Evangelischen Oberkirchen-
rat zuzuleiten.

I. Gemeindepfarrstellen
Erstmalige Ausschreibungen
Ettenheim
(Kirchenbezirk Ortenau – Region Lahr)
Die Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ettenheim kann
ab 1. September 2015 mit einem vollen Dienstver-
hältnis wieder besetzt werden. Mit der Pfarrstelle ist
ein Regeldeputat von sechs Wochenstunden Reli-
gionsunterricht verbunden.
Ettenheim mit seiner barocken Kernstadt und den
Ortsteilen Altdorf, Münchweier, Ettenheimweiler und
Ettenheimmünster liegt am Südrand der Ortenau in der
Vorbergzone des Schwarzwalds. Die Einwohnerzahl
beträgt 13.000. Der Anteil der evangelischen Bevöl-
kerung beläuft sich in der Kernstadt auf ca. 25 % und
in den eingemeindeten Ortsteilen auf 10-15 %. Etten-
heim gilt als Schulstadt mit drei Grundschulen, einer
Werkrealschule, zwei Realschulen und zwei Gym-
nasien. Die Stadt befindet sich in einem lebhaften
Wachstumsprozess.
Die Kirchengemeinde umfasst 2.400 Gemeinde-
glieder. Ihre Zahl hat sich in den letzten Jahrzehnten
durch die Bewohner der zahlreichen Neubaugebiete
nahezu verdoppelt. Als Diasporagemeinde hat die
Kirchengemeinde nur einen Gottesdienstort. Es gibt
wenig feste Traditionen. Die Gemeinde ist offen für
Neues.
Derzeit feiert die Gemeinde um 9:30 Uhr Gottesdienst.
Einmal im Monat findet um 10:00 Uhr ein Mit-
einander-Gottesdienst (Gottesdienst für alle Genera-
tionen mit kindgemäßen Elementen) statt. In viertel-
jährlichem Rhythmus gibt es den „Gottesdienst für
kleine Leute“ für Kinder im Vorschulalter. Zweimal

jährlich findet ein Gottesdienst in ganz freier Form,
der „andere Gottesdienst“, statt.
In der Gemeinde sind eine Reihe von Gruppen und
Kreisen aktiv: Ein offener Mutter-Kind-Treff, meh-
rere Sippen der Pfadfinder für verschiedene Alters-
gruppen, ein Frauenkreis für ältere Frauen, die
Frauengruppe Potpourri für Frauen mittleren Alters,
der Bibelgesprächsabend, der monatliche Gemeinde-
abend in Münchweier.
Im kirchenmusikalischen Bereich gibt es den ökume-
nischen Kinderchor, den Bläserkreis, den Kirchenchor
sowie den Ökumenischen Singkreis Ettenheim, in dem
viele Gemeindeglieder mitsingen. Der Konfirmanden-
unterricht hat in den letzten Jahren in der Regel in zwei
Gruppen stattgefunden.
Das Verhältnis zur katholischen Kirchengemeinde ist
sehr gut und soll weiter gepflegt werden. Eine Vielzahl
von Aktivitäten belegen den Erfolg der Ökumene: Der
große ökumenische Gottesdienst am Pfingstmontag,
der Weltgebetstag der Frauen, eine Bibelwoche für
Erwachsene, die besonders erfolgreiche Kinderbibel-
woche sowie Andachten in der Passionszeit, zur
Friedensdekade und in der Adventszeit. Der ökume-
nische Eine-Welt-Arbeitskreis ist Träger eines Eine-
Welt-Ladens.
Als nebenamtliche Mitarbeitende sind eine Sekretärin
(11 Wochenarbeitsstunden), eine Kirchendienerin
(9 Wochenarbeitsstunden), ein Organist und eine
Chorleiterin tätig.
Der Gemeinde steht eine schöne kleine Kirche im neu-
gotischen Stil (erbaut 1900) mit 160 Sitzplätzen zur
Verfügung. In den letzten Jahren wurde sie außen und
innen renoviert. Sie ist bei Bedarf durch den angren-
zenden Gemeindesaal erweiterbar.
Das Gemeindehaus umfasst drei Räume, eine kleine
Küche und WC.
Das Pfarrhaus aus dem Jahr 1960 liegt ca. 250 m von
der Kirche entfernt. Im Wohnbereich des EG befinden
sich zwei Zimmer, Küche mit kleiner Speisekammer,
WC und Terrasse. Das OG verfügt über 4½ Zimmer,
Bad, WC und Balkon. Ein Raum ist im DG ausgebaut,
so dass sich eine Wohnfläche von 150 qm ergibt. Der
Dienstraum der Pfarrerin / des Pfarrers befindet sich
ebenfalls im EG, angrenzend daran das 2002 erbaute
Pfarramtsbüro mit separatem Eingang und Toilette.
Das Pfarrhaus ist voll unterkellert. Im Jahr 2002 erhielt
es einen Vollwärmeschutz. Beim Haus befinden sich
eine Garage und ein PKW-Stellplatz sowie ein großer
Garten. Für Gemeindehaus und Pfarrhaus wurden
2012 Energiesparmaßnahmen nach dem Programm
„Sparflamme“ der Landeskirche durchgeführt.
Der Kirchengemeinderat (5 Frauen und 3 Männer)
freut sich auf die Zusammenarbeit mit einer Pfarrerin /
einem Pfarrer - auch in Stellenteilung -, die/der Freude
an der Verkündigung des Evangeliums hat, Glaubens-
inhalte lebendig und lebensrelevant vermitteln kann,
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter begleitet, Kinder-
und Jugendarbeit sowie ein lebendiges Gemeinde-
leben fördert.
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Die Kirchengemeinde Ettenheim kooperiert im Süd-
bezirk der Region Lahr mit den drei evangelischen
Kirchengemeinden in der Nachbarschaft. Diese Zu-
sammenarbeit soll weiter gestärkt werden. Die Über-
nahme eines Bezirksamtes wird erwartet.
Für erste Eindrücke empfehlen wir im Internet
den Blick auf unsere Homepage www.ev-Kirche-
Ettenheim.de.
Für Rückfragen und eine erste Kontaktaufnahme wen-
den Sie sich bitte an Dekan Rainer Becker im Evan-
gelischen Dekanat Ortenau - Region Lahr, Telefon
07821 22054, E-Mail: dekanat.lahr@kbz.ekiba.de;
oder an den stellv. Vorsitzenden des Kirchen-
gemeinderats Markus Henninger, Telefon 07822
789679, E-Mail: markus.henninger@leipold.com
bzw. markushenninger@gmx.de, oder an das Pfarr-
amt Ettenheim, Telefon 07822 9646, E-Mail:
ettenheim@kbz.ekiba.de.
Eutingen
(Evangelische Kirche in Pforzheim - Stadtkirchen-
bezirk)
Die Pfarrstelle der Pfarrgemeinde Eutingen kann ab
1. September 2015 mit einem vollen Dienstverhältnis
wieder besetzt werden, nachdem der bisherige Stel-
leninhaber in den Ruhestand tritt. Mit der Pfarrstelle
ist ein Regeldeputat von sechs Wochenstunden Reli-
gionsunterricht verbunden.
Pforzheim ist mit ca. 120.000 Einwohnern eine über-
schaubare und doch dynamische Großstadt am Rande
des Nordschwarzwalds. Sie liegt verkehrsgünstig und
ist eine Stadt der kurzen Wege. Alle Schularten sind
am Ort vorhanden.
Der Stadtteil Eutingen liegt am östlichen Rand von
Pforzheim und hat ca. 7.800 Einwohner. Eutingen hat
optimale Verkehrsverbindungen nach Karlsruhe und
Stuttgart, zwei Autobahnabfahrten, einen eigenen
Bahnhof und eine gute Stadtbusanbindung. Geschäfte
des täglichen Bedarfs und Ärzte sind direkt am Ort
vorhanden. Eutingen verfügt über eine Grund- und
Werkrealschule; alle Arten von weiterführenden
Schulen befinden sich im Stadtgebiet und sind mit
öffentlichen Verkehrsmitteln gut erreichbar.
In der Pfarrgemeinde leben ca. 2.900 Gemeinde-
glieder. Dies entspricht 38% der Gesamtbevölkerung
von Eutingen. Der größere Teil entstammt dem bür-
gerlichen Milieuspektrum. 24% der Bevölkerung sind
römisch-katholisch. Eine kleine Liebenzeller Gemein-
schaft und die Evangelisch-methodistische Kirche ar-
beiten am Ort. 38% der Eutinger sind Mitglieder isla-
mischer Glaubensrichtungen oder Menschen ohne
Religionszugehörigkeit.
Im Stadtkirchenbezirk bildet unsere Pfarrgemeinde
zurzeit mit der Markusgemeinde und der Thomasge-
meinde die Region Nord. Der für die Region zustän-
dige Gemeindediakon hat seinen derzeitigen Dienst-
sitz in Eutingen. Wir haben unterschiedliche Profile in
den drei Gemeinden unserer Region und arbeiten gut
zusammen.

Zu unserer Pfarrgemeinde gehören drei Kindertages-
einrichtungen mit künftig insgesamt acht Gruppen.
Diese werden durch die Kirchenverwaltung fachge-
recht betreut und sind durch ihre christliche Ausrich-
tung ein wichtiger Partner bei der Verwirklichung
unseres Gemeindeleitbildes. Die Kindertagesein-
richtungen gestalten mindestens vier Familiengottes-
dienste im Jahr. Sie tragen zu unserem familienfreund-
lichen Profil bei.
Der Kirchenbezirk befindet sich zurzeit in einem Ge-
bäudeumstrukturierungsprozess. Folgende Gebäude
und Einrichtungen sind derzeit in unserer Gemeinde
vorhanden:
- Historische Kirche (erbaut 1490, erweitert 1863,

renoviert 1999).
- Ein Pfarrhaus (6 Zimmer auf zwei Etagen mit

Garage und separatem Dienstzimmer und Pfarr-
büro). Der Kirchenbezirk strebt die Veräußerung
des Pfarrhauses an. Erwünscht wäre darum die An-
mietung einer Pfarrwohnung in der Parochie.

- Gemeindehaus mit Kindertageseinrichtung.
- Gemeindehaus mit Sakralraum im Wohngebiet

Mäuerach.
Eine Pfarramtssekretärin ist derzeit mit 19,5 Wochen-
arbeitsstunden angestellt. Ein vollzeitlicher Kirchen-
diener/Hausmeister, der auch die Kindertageseinrich-
tungen betreut, ist zuständig für die Gebäude. Weitere
Hilfskräfte sind in den Bereichen Reinigung und
Dienstleistung tätig.
Das Motto unserer Gemeinde lautet: „Zuhause bei
Gott - nahe bei den Menschen.“ Unser Gemeindeleit-
bild, welches auf unserer Homepage nachzulesen ist,
entfaltet dieses Motto in zehn Punkten.
Wir sind eine zielgerichtet missionarische Gemeinde,
die die Menschen im Ort erreichen und ihnen ein per-
sönliches und geistliches Zuhause bieten möchte.
Sonntags feiern wir zwei Gottesdienste: Frühgottes-
dienst im Wohngebiet Mäuerach (Gemeindezentrum
„Friedenskirche“), anschließend in der Kirche in Eu-
tingen. Parallel findet dort ein Programm für Kinder
(„Kirchenmäuse“) statt. In den Gottesdiensten in der
Eutinger Kirche kommt moderne Medientechnik zum
Einsatz. Unser Lobpreisteam gestaltet durchschnitt-
lich die Hälfte aller dort stattfindenden Gottesdienste.
Der Verein „Die offene Tür“ (DOT e.V.) bietet einmal
monatlich einen Lobpreis- und Segnungsgottesdienst
an. Im Mäuerach gestaltet der CVJM Eutingen e.V.
einmal im Monat zusammen mit dem CVJM Pforz-
heim e.V. einen „Feierabend-Gottesdienst“. Fünfmal
jährlich veranstaltet unsere Band „Historymaker“
einen Event-Gottesdienst für junge Leute.
Eine Vielzahl von Aktivitäten kennzeichnet unser Ge-
meindeleben, das maßgeblich von ehrenamtlich Mit-
arbeitenden gestaltet und unterstützt wird. Neun Haus-
kreise bilden ein wesentliches und unverzichtbares
Netzwerk für die Umsetzung des Gemeindeleitbildes.
Daneben haben wir mit dem Diakonieverein e.V., dem
DOT e.V. und dem CVJM Eutingen e.V. in unserer
Gemeinde drei Vereine, die durch ihr engagiertes Wir-
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ken das Gemeindeleben in starkem Maße prägen und
unterstützen. Der Diakonieverein arbeitet eng mit dem
Besuchsteam zusammen und finanziert zu großen Tei-
len eine geringfügig beschäftigte Mitarbeiterin im Be-
suchsdienst. Der DOT fördert und finanziert die Po-
pular- und Worship-Kultur in unserer Gemeinde. Die
Kinder- und Jugendarbeit wird teils von der Evange-
lischen Gemeindejugend und teils vom CVJM Eu-
tingen getragen. Der CVJM finanziert dabei zurzeit
25% einer bezirklichen Diakonenstelle. Neben den
klassischen Jugendgruppen gibt es auch die offene
Arbeit „Bistro X“. Ein Highlight der Gemeinde ist
unsere Bandarbeit: drei Bands, die von unserem haupt-
amtlichen C-Musiker betreut werden, sowie die
Trommelgruppe „Los Trommlos“. In unregelmäßigen
Abständen finden in der Gemeinde Glaubenskurse
statt. Mit dem „Seniorenkreis“ und dem „Oase-Treff“
bestehen zwei etablierte regelmäßige Treffen für
Senioren.
Die Liebenzeller Gemeinschaft versteht sich als
selbstständiger Teil unserer Pfarrgemeinde. Zu der
katholischen Seelsorgeeinheit St. Josef Eutingen -
Liebfrauen Niefern - St. Johannes Dürrn und zur Evan-
gelisch-methodistischen Kirche Eutingen-Öschel-
bronn bestehen gute ökumenische Beziehungen. Wir
pflegen gute Kontakte zu den örtlichen Institutionen,
wie Ortsverwaltung, Ortschaftsrat und Grund- und
Werkrealschule. Wir beteiligen uns aktiv am örtlichen
Vereinsleben.
Wir wünschen uns eine teamfähige Pfarrerin bzw.
einen teamfähigen Pfarrer - auch in Stellenteilung - mit
innerem Bezug zu unserem Gemeindeprofil und dem
Weitblick für die Zusammenarbeit mit den Ge-
meinden der Region und im Kirchenbezirk. Wir freuen
uns, wenn Sie an das Bestehende anknüpfen und
Neues einbringen. Gerne unterstützen Sie dabei unsere
haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter.
Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung.
Unsere Homepage www.ev-kirche-eutingen.de bietet
weitere Einblicke in unser Gemeindeleben.
Gerne können Sie sich bei Fragen an Frau Dekanin
Christiane Quincke, Telefon 07231 3787101 bzw.
E-Mail: Christiane.Quincke@kbz.ekiba.de, oder an
den stellvertretenden Vorsitzenden des Ältesten-
kreises, Herrn Michael Holze, Telefon 07231 568581
bzw. E-Mail: mholze10@web.de, wenden.
Die Bewerbungen für die erstmaligen Ausschrei-
bungen sind - unter gleichzeitiger Anzeige an das für
die Bewerberin / den Bewerber zuständige Dekanat -
innerhalb von fünf Wochen, d. h. bis spätestens

7. April 2015
schriftlich an den Evangelischen Oberkirchenrat,
Postfach 2269, 76010 Karlsruhe, zu richten.

II. Sonstige Stellen
Erstmalige Ausschreibungen
Für Gemeindediakoninnen und Gemeindediakone
können folgende Einsatz- bzw. Versetzungsmöglich-
keiten angeboten werden:
Die Stelle einer Gemeindediakonin / eines Ge-
meindediakons mit einem 75%-Deputat in der
Evangelischen Kirchengemeinde Bühl im Kirchen-
bezirk Baden-Baden und Rastatt ist zum 01. Sep-
tember 2015 neu zu besetzen.
Gemeindediakon/in in Bühl:
Diakonische Arbeit mit Kindern und Familien
In der Evangelischen Kirchengemeinde Bühl (Kir-
chenbezirk Baden-Baden/Rastatt) kann die Stelle
einer Gemeindediakonin / eines Gemeindediakons ab
dem 1. September 2015 mit einem 75% Deputat
wiederbesetzt werden. Zum Deputat gehören 4 Stun-
den Religionsunterricht pro Woche.
Bühl ist eine vitale Kleinstadt (ca. 30.000 Einwohner),
günstig gelegen zwischen Karlsruhe und Offenburg in
schöner Landschaft zwischen Rhein und Schwarz-
wald. Ebenso lebendig ist unsere Kirchengemeinde,
mit 3500 Gemeindegliedern eine der größten im Be-
zirk. Unser Motto „gemeinsam glauben leben“ bringt
auf den Punkt, was uns als Gemeinde wichtig ist: Ge-
meinsam steht für die Vielfalt der Menschen, Menta-
litäten und Traditionen und für das Miteinander von
Kindern und Erwachsenen, Jugendlichen und Senio-
ren; Glauben steht für Jesus Christus als Mitte unserer
Gemeinde und dafür, dass wir viele zum Glauben ein-
laden und im Glauben stärken wollen; Leben steht da-
für, dass unser Glaube Hand und Fuß bekommt und
dass wir auch bedürftigen Menschen Raum bei uns
geben. Weitere Infos auf unserer Homepage
www.evkirchebuehl.de.
In einer vergleichsweise „jungen“ Stadt liegt uns die
Arbeit mit Kindern, Jugendlichen und Familien be-
sonders am Herzen. Darum haben wir neben der seit
September 2014 neu besetzten Gemeindediakonen-
stelle (Schwerpunkt Jugendarbeit) eine zweite 75%-
Stelle für die Arbeit mit Kindern und Familien ge-
schaffen, die wir mit Hilfe eines aktiven Fördervereins
auf Dauer solide selbst finanzieren und die wir nun neu
besetzen wollen.
Die Schwerpunkte liegen in folgenden Bereichen:
- Begleitung und Unterstützung der Kindergottes-

dienste (Minikirche, Bibelbande) und der Kinder-
gruppen (für Grundschüler ab Klasse 1 und ältere
Kinder)

- Entwicklung, Vorbereitung und Durchführung be-
stehender (gerne auch neuer) Projekte für Kinder
und Familien (Freizeiten, ökumenischer Kinder-
bibeltag, Familiengottesdienste, …)

- Angebote zur Unterstützung junger Familien
(Krabbelgruppe, Elterncafé, …) und bedürftiger
Eltern in enger Vernetzung mit unserem Kinder-
garten (multinational und multikulturell), dem
Diakonischen Werk und öffentlichen Stellen
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- Gewinnen, Fördern und Begleiten von ehrenamt-
lichen Mitarbeitenden.

Dabei sind wir offen für neue Wege und Verände-
rungen, für eigene Schwerpunkte und Ideen. Wir
freuen uns auf eine Person,
- die ein großes Herz hat für Kinder und Familien
- die ihren Glauben an Jesus Christus gewinnend

lebt und vertritt
- die Leitungsverantwortung übernimmt und gerne

im Team arbeitet
- die gerne mit Personen und Institutionen auch jen-

seits der Gemeinde kooperiert.
Wir sind eine bewegte und bewegliche Gemeinde und
freuen uns auf kreativen und engagierten Zuwachs im
Team der Hauptamtlichen und in der Gemeinschaft
der vielen neben- und ehrenamtlichen Mitarbeitenden.
Gerne sind wir bei der Wohnungssuche behilflich und
beantworten weitere Fragen
via mail (pfarrer@evkirchebuehl.de) oder telefonisch:
07223 22704 (Pfarrer Dr. Götz Häuser); 07221
906722 (Dekan Thomas Jammerthal).
Die Stelle einer Bezirksjugendreferentin / eines Be-
zirksjugendreferenten mit einem ganzen Deputat
für den Stadtkirchenbezirk Freiburg ist ab dem
01.09. 2015 wieder zu besetzen.
Im Stadtkirchenbezirk Freiburg mit seinen 6 großen
Pfarrgemeinden ist die Stelle der Bezirksjugend-
referentin / des Bezirksjugendreferenten mit einem
vollen Deputat oder in Stellenteilung ab dem 1.7.2015
wieder zu besetzen.
Das Jugendwerk ist verkehrsgünstig gelegen und ver-
fügt über moderne Büroräume. Es befindet sich im
Ernst-Lange-Haus/Evangelisches Forum unter einem
Dach mit dem Dekanat, dem Schuldekanat mit Me-
dienstelle, der Pressestelle, der EEB, dem KDA, der
Stadtkirchenarbeit sowie der Verwaltung des Stadt-
kirchenbezirks.
Die derzeitige langjährige Stelleninhaberin wechselt
zum 1.4.2015 in die Gemeinde. Zum beruflichen
Team gehören der nebenamtliche Bezirksjugend-
pfarrer und eine Verwaltungskraft mit halbem Depu-
tat. Es gibt eine aktive Bezirksvertretung mit kommis-
sarischem Leitungskreis. Vertreten sind der Verband
christlicher PfadfinderInnen (VCP) und die Evange-
lische Gemeinde Jugend (EGJ) und auch der Arbeits-
kreis Behinderter in der Christuskirche (ABC). Zu-
sammenarbeit gibt es mit der katholischen Jugend-
arbeit, der muslimischen Jugend (MJD) und es be-
stehen Kontakte zur Partnerkirche des Stadtkirchen-
bezirks auf Bali.
Für die Aktivitäten der Jugendarbeit gibt es ein
wunderschön gelegenes Selbstversorgerhaus im
Hotzenwald, um dessen Erhalt und Nutzung sich der
aktive Trägerverein Haus Haldeck kümmert.

Zu den Aufgaben der Bezirksjugendreferentin / des
Bezirksjugendreferenten gehört nach der Ordnung
der Evangelischen Jugendarbeit Baden unter an-
derem:
- Beratung und Unterstützung der Gemeinden in

allen Fragen der Kinder- und Jugendarbeit;
- Begleitung und Ausbildung der ehrenamtlichen

MitarbeiterInnen der Kinder- und Jugendarbeit;
- Qualifizierte Aus- und Fortbildungsmaßnahmen;
- Durchführung von Freizeitmaßnahmen;
- Zusammenarbeit mit anderen im Kirchenbezirk

beruflich tätigen Mitarbeitenden in der Kinder-
und Jugendarbeit (GemeindediakonInnen, Pfar-
rerInnen);

- Aufbau und Unterstützung der Selbstvertretungs-
strukturen der Evangelischen Jugend, Wahrneh-
mung und Vertretung jugendpolitischer Interessen
im Zusammenwirken mit anderen Jugendver-
bänden;

- Kontakte zu diakonischen Einrichtungen und
staatlichen Behörden;

- Förderung der ökumenischen Beziehungen und
schulbezogener Jugendarbeit.

Wir wünschen uns, dass die Bezirksjugendreferentin /
der Bezirksjugendreferent
- auf vielfältige und emanzipatorische Weise den

christlichen Glauben für Kinder und Jugendliche
erlebbar macht.

- Erfahrungen in der Kinder- und Jugendarbeit mit-
bringt.

- Freude daran hat, Mitarbeitende in Gemeinde und
Bezirk zu begleiten, zu beraten und auszubilden
und für übergemeindliches Engagement zu moti-
vieren.

- bereit dafür ist, bestehende Projekte mit uns zu re-
flektieren, weiter zu denken und neue Ideen zu ent-
wickeln.

- Erfahrung in Gremienarbeit und Interesse an
Jugendpolitik mitbringt.

- gerne im Team arbeitet.
- mit uns die anstehenden Herausforderungen von

„Jugendarbeit und Schule“ weiterbringt.
- Interesse an internationaler Jugendarbeit hat
- Offenheit für gesellschaftlich relevante Aufgaben-

felder wie Inklusion, Interkulturalität, Ge-
schlechtervielfalt, Friedenspädagogik, Kindes-
wohl, u.v.m. mitbringt.

Wir freuen uns auf ein gegenseitiges Kennenlernen.
Nähere Informationen bei:
Landesjugendpfarrerin Ulrike Bruinings, Telefon
0721 9175 456, E-Mail: Ulrike.Bruinings@ekiba.de;
Dekan Markus Engelhardt, Telefon 0761 7086326,
E-Mail: markus.engelhardt@kbz.ekiba.de; Bezirks-
jugendpfarrer Albrecht Heidler, Telefon 0761
42995675, E-Mail: albrecht.heidler@kbz.ekiba.de.
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Nochmalige Ausschreibungen
Die Stelle einer Bezirksjugendreferentin / eines
Bezirksjugendreferenten für den Kirchenbezirk
Überlingen-Stockach ist mit einem ganzen Deputat
ab sofort wieder zu besetzen.
Informationen zur Stelle sind in der erstmaligen Aus-
schreibung im GVBl. Nr. 15/2012 enthalten bzw.
können von den Kontaktadressen erfragt werden.
Für weitere Informationen wenden Sie sich an:
Landesjugendpfarrerin Ulrike Bruinings, Telefon
0721 9175-456, E-Mail: ulrike.bruinings@ekiba.de;
Jonas Rosenow, Leitungskreis der Ev.Bezirksjugend
Überlingen-Stockach,
E-Mail: jonas.rosenow@gmx.de;
Phillip Jägle, Bezirksjugendpfarrer, Telefon 07771
2641;
Regine Klusmann, Dekanin, Telefon 07551 953739.
Interessensmeldungen sind unter gleichzeitiger An-
zeige an das für den bisherigen Einsatz zuständige
Dekanat schriftlich innerhalb von drei Wochen, d. h.
bis spätestens

24. März 2015
an das Personalreferat des Evangelischen Ober-
kirchenrates, Landeskirchlicher Beauftragter für ge-
meindepädagogischen und gemeindediakonischen
Dienst der Evangelischen Landeskirche in Baden,
Postfach 2269, 76010 Karlsruhe, Telefon 0721 9175
205 zu richten.

Personalnachrichten

__________________________________

Jesus Christus spricht: Ich bin die Auf-
erstehung und das Leben. Wer an mich
glaubt, der wird leben, auch wenn er
stirbt.

Johannes 11,25

Gestorben:

Pfarrer i. R. Professor Dr. theol. Ludwig H e r r-
m a n n, zuletzt Evangelische Hochschule in
Freiburg, am 3. Januar 2015,
Pfarrer i. R. Derek M a t t e n, zuletzt in Buchen,
am 12. Januar 2015.
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